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Bonn, den 1. Oktober 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Strafverfolgung von Verwaltungsangehörigen der Bundesministerien 
Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD — Drucksache 497 — 


Mit nachstehenden Mitteilungen beantworte ich die 
Anfrage auf Grund eigenverantwortlicher Angaben 
der Bundesminister, des Staatssekretärs des Bun- 
deskanzleramtes und des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung. Außerdem liegen mei- 
ner Antwort die Auskünfte zugrunde, die ich von 
dem Justizminister des Landes Nordrhein-West- 
falen sowie den Oberstaatsanwälten bei den Land- 
gerichten in Bonn und Koblenz erhalten habe. 

Zu den Fragen 1 und 2 

A. 

über die Fälle, die in meinem Schreiben vom 
17. Mai 1957 — Drucksache 3524 der 2. Wahl- 
periode — unter Nr. 2 und 6 aufgeführt waren und 
damals noch nicht als erledigt angesehen werden 
konnten, ist zu berichten: 

a) ,, Zu Ziffer la)" der Drucksache 1156 der 2. Wahl- 
periode (vgl. Seite 4 der Drucksache 2114 der 
2. Wahlperiode) 

Das Bundesverfassungsgericht hat bisher nicht 
entschieden, ob § 8 des Straffreiheitsgesetzes 
1954 verfassungswidrig ist. Daher sind die Ver- 
fahren, die zu dem sogenannten Platow- 
Komplex gehören, noch nicht abgeschlossen. 

b) „Zu Ziffer 1 b)" (vgl. Seite 4 der Drucksache 2114) 

In »dem Verfahren gegen fünf Verwaltungsan- 
gehörige, denen vor allem mißbräuchliche Ver- 
wendung von Mitteln eines Repräsentations- 
fonds zur Last gelegt worden ist, hat die Straf- 
kammer im März 1958 zwei Angeschuldigte außer 
Verfolgung gesetzt, davon einen, der bereits seit 
mehreren Jahren aus dem Bundesdienst ausge- 
schieden ist, zum Teil auf Grund des Straffrei- 
heitsgesetzes 1954. Auf wiederholten Antrag des 


anderen Verwaltungsangehörigen hat der zu- 
ständige Bundesminister gegen diesen ein 
Disziplinarverfahren eingeleitet. Hinsichtlich 
eines weiteren Verwaltungsangehörigen ist der 
Beschluß der Strafkammer, ihn außer Verfolgung 
zu setzen, nicht rechtskräftig geworden, da der 
Verwaltungsangehörige die Fortsetzung des 
Verfahrens gemäß § 17 des Gesetzes beantragt 
hat. Die beiden anderen Angeschuldigten — die 
sich nicht mehr im öffentlichen Dienst befinden 
— sind nur teilweise außer Verfolgung gesetzt 
worden; im übrigen hat die Strafkammer eine 
ergänzende Voruntersuchung angeordnet. 

c) „Zu Ziffer lc) u Buchstabe c (vgl. Seite 2 der 
Drucksache 2114) 

Unter dieser Bezeichnung hatte ich zuletzt über 
den Abschluß eines Strafverfahrens berichtet, 
dessen Gegenstand Vorwürfe bildeten, die im 
Zusammenhang mit der Lieferung von Büro- 
material erhoben worden waren. 

Gegen den damals beschuldigten Beamten ist 
nunmehr ein förmliches Disziplinarverfahren 
anhängig. 

d) „Zu Ziffer lc)" (vgl. Seite 4 der Drucksache 
2114) 

Gegenstand des Strafverfahrens, dessen Abschluß 
ich unter dieser Bezeichnung mitgeteilt hatte, 
bildeten gleichlautende Vorwürfe wie im vor- 
stehenden Falle. 

Gegen den Beamten ist im Disziplinarverfahren 
inzwischen eine Geldbuße verhängt worden. 

e) „Zu Ziffer 1 d) JI (vgl. Seite 4 der Drucksache 2114) 

Gegen drei Beamte ist Anklage wegen leicht- 
fertig falscher Anschuldigung und übler Nach- 
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rede zum Nachteil des Ministerialrats Dr. Strack 
erhoben worden. Im übrigen hat die Staats- 
anwaltschaft beantragt, das Verfahren gemäß 
§ 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 einzustellen, 
soweit es sich gegen einen vierten Beschuldigten 
richtet. — Ein Disziplinarverfahren ist einge- 
leitet. 

f) „Zu Zitier 1 1)“ (vgl. Seite 2 der Drucksache 2114) 

Unter dieser Bezeichnung hatte ich zuletzt über 
den rechtskräftigen Freispruch eines Beamten 
berichtet, der sich der Untreue und der Begün- 
stigung (insbesondere durch Vernachlässigung 
der Dienstaufsicht) schuldig gemacht haben sollte. 
Im Disziplinarverfahren ist im Juli 1958 auf Ver- 
setzung in ein Amt mit niedrigerem Endgrund- 
gehalt erkannt worden. Der Beamte hat gegen 
dieses Disziplinarurteil Berufung eingelegt. 

g) „Zu Zitier th)“ (vgl. Seite 5 der Drucksache 2114) 

In meinem Schreiben vom 17. Mai 1957 hatte ich 
bereits mitgeteilt, daß der Beamte von der An- 
klage der Untreue rechtskräftig freigesprochen 
worden ist. Da der Beamte inzwischen wegen 
Erreichung der Altersgrenze in den Ruhestand 
getreten war, ist das förmliche Disziplinarver- 
fahren mit Zustimmung des Bundesdisziplinar- 
anwalts eingestellt worden. 

h) „Zu Zitier 1 q)" (vgl. Seite 6 der Drucksache 2114) 

Die Strafkammer hat das Verfahren gegen den 
Beamten, dem Beleidigung eines Außenhandels- 
beraters zum Vorwurf gemacht worden war, ge- 
mäß § 2 Abs. 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 
rechtskräftig eingestellt. Disziplinarrechtliche 
Folgerungen sind aus diesem Strafverfahren 
nicht gezogen worden. 

i) In dem unter Nr. 4 meines Schreibens vom 
17. Mai 1957 — Drucksache 3524 — erörterten 
Strafverfahren, das gegen zwei Geschäftsleute 
eingeleitet worden war, weil sie einen damali- 
gen, inzwischen verstorbenen Bundesminister 
und vier Verwaltungsangehörige im Jahre 1953 
der schweren Bestechlichkeit bezichtigt hatten, 
ist Termin zur Hauptverhandlung bestimmt wor- 
den [vgl. auch Drucksache 1156 („zu Ziffer 2") 
und Drucksache 2114 („zu Ziffer 4")]. 

k) In dem Verfahren gegen einen Beamten, der 
wegen fortgesetzten Vergehens der Unzucht 
zwischen Männern verurteilt worden ist, und 
über das ich in meinem Schreiben vom 17. Mai 
1957 — Drucksache 3524 — auf Seite 5 unter 
Buchstabe a) berichtet hatte, ist das Urteil auf 
die Revision des Angeklagten hin aufgehoben und 
die Sache zur neuen Verhandlung und Entschei- 
dung zurückverwiesen worden. Die erneute Ver- 
handlung hat noch nicht stattgefunden; das Diszi- 
plinarverfahren konnte daher inzwischen nicht 
weitergeführt werden. 


B. 

Mein Schreiben vom 17. Mai 1957 — Drucksache 
3524 — berichtete mit Rücksicht auf die Fürsorge- 
und Schutzpflicht des Dienstherrn für seine Verwal- 
tungsangehörigen sowie wegen der Möglichkeit 
einer Gefährdung des Untersuchungszwecks nur 
über solche Verfahren, in denen eine Hauptver- 
handlung stattgefunden hatte. Soweit die damals 
bestehenden Hinderungsgründe inzwischen entfallen 
sind, kann ich folgende Fälle bekanntgeben; 

1. Eine bereits während des Ermittlungsverfahrens 
entlassene Angestellte des Auswärtigen Amts 
ist im Juli 1957 wegen landesverräterischer Be- 
ziehungen zu einem Jahr und zwei Monaten Ge- 
fängnis rechtskräftig verurteilt worden. 

2. Ein Angestellter des Auswärtigen Amtes, der 
alsbald nach Bekanntwerden der gegen ihn er- 
hobenen Vorwürfe entlassen worden war, ist im 
Juli 1957 wegen Vergehens gegen das Spreng- 
stoffgesetz rechtskräftig zu sechs Monaten Ge- 
fängnis verurteilt worden. 

3. Ein Angestellter des Auswärtigen Amts ist durch 
ein seit Juni 1958 rechtskräftiges Urteil wegen 
Unzucht mit einem Kinde zu einer Gefängnis- 
strafe von einem Jahr verurteilt worden-, die 
bürgerlichen Ehrenrechte sind dem Verurteilten 
— der alsbald nach Urteilsverkündung fristlos 
entlassen worden ist — auf die Dauer von zwei 
Jahren aberkannt worden. 

4. Ein Beamter des gehobenen Dienstes ist im 
Dezember 1957 wegen einfacher passiver Beste- 
chung in zwei Fällen, dabei in einem Fall in Tat- 
einheit mit Urkundenfälschung und unberechtig- 
ter Titelführung sowie wegen schwerer passiver 
Bestechung zu einer Gesamtstrafe von acht 
Monaten Gefängnis unter Anrechnung der Unter- 
suchungshaft verurteilt worden. Die Berufung 
des Angeklagten ist verworfen worden, doch ist 
das Urteil noch nicht rechtskräftig, da der Ange- 
klagte Revision eingelegt hat. Gegen den Beam- 
ten, der dem Bundesernährungsministerium an- 
gehört, ist ein förmliches Disziplinarverfahren 
anhängig. 

5. Ein Beamter des gehobenen Dienstes ist durch 
ein im März 1958 rechtskräftig gewordenes Urteil 
wegen fahrlässiger Körperverletzung und Fahrer- 
flucht zu zwei Monaten Gefängnis mit fünfjäh- 
riger Bewährungsfrist verurteilt worden. Gegen 
den Beamten, der dem Bundesverteidigungsmini- 
sterium angehört, ist ein förmliches Disziplinar- 
verfahren eingeleitet. 

Zu Frage 3 

Seit dem 17. Mai 1958 sind weitere Strafverfahren 
gegen Verwaltungsangehörige der Bundesministe- 
rien eingeleitet worden. 
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Der Oberstaatsanwalt bei dem Landgericht in Bonn 
hat — ebenso wie anläßlich der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage vom 20, Februar 1957 (vgl. mein 
Schreiben vom 17. Mai 1957 — Drucksache 3524, 
Seite 4 — ) - — von der Mitteilung solcher Strafver- 
fahren abgesehen, die nicht „mit der dienstlichen 
Stellung des betreffenden Verwaltungsangehörigen 
im Zusammenhang stehen". Ebenso hat der Ober- 
staatsanwalt nicht die Verfahren bekanntgegeben, 
die inzwischen eingestellt worden sind oder deren 
Erörterung die Ermittlungsmaßnahmen und den 
Aufklärungszweck beeinträchtigen könnte. Zu einer 
lückenlosen Unterrichtung bin ich daher nicht in der 
Lage, zumal ich mit Rücksicht auf die Fürsorge- und 
Schutzpflicht des Dienstherrn für seine Verwaltungs- 
angehörigen nur solche Verfahren bekanntzugeben 
vermag, in denen bereits eine Hauptverhandlung 
stattgefunden hat oder ein Strafbefehl rechtskräftig 
geworden ist. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte kann 
ich folgende Fälle berichten: 

1. Gegen eine dem Bundeskanzleramt angehö- 
rende Beamtin des mittleren Dienstes ist im 
Dezember 1957 durch rechtskräftigen Strafbefehl 
eine Gefängnisstrafe von drei Monaten wegen 
einfacher passiver Bestechung verhängt worden. 
Das Amtsgericht hat die Strafe zur Bewährung 
auf die Dauer von drei Jahren ausgesetzt. Ein 
förmliches Disziplinarverfahren ist eingeleitet. 

2. Ein Beamter des mittleren Dienstes ist wegen 
Urkundenbeseitigung zu einem Monat Gefäng- 
nis und 100 DM Geldstrafe sowie wegen ein- 
facher Bestechung zu 300 DM Geldstrafe — 
unter gleichzeitigem Freispruch von der An- 
klage wegen Betrugs — verurteilt worden. Die 
Freiheitsstrafe ist zur Bewährung auf die Dauer 
von drei Jahren ausgesetzt worden. Das Urteil 
ist seit Juni 1958 rechtskräftig. Gegen den 
Beamten, der dem Auswärtigen Amt angehört, 
ist ein förmliches Disziplinarverfahren einge- 
leitet. 

3. Ein Beamter des höheren Dienstes ist im Juli 
1958 durch ein inzwischen rechtskräftig gewor- 
denes Urteil wegen fahrlässiger Tötung bei 
einem Verkehrsunfall zu vier Monaten Gefäng- 
nis mit dreijähriger Bewährungsfrist verurteilt 
worden. Gegen den Beamten, der dem Auswär- 
tigen Amt angehört, ist ein Disziplinarverfahren 
eingeleitet. 

4. Eine bereits während des Ermittlungsverfahrens 
entlassene Angestellte des Bundeswirtschafts- 
ministeriums ist im April 1958 wegen landes- 
verräterischer Beziehungen unter Anrechnung 
der Untersuchungshaft zu einer Gefängnisstrafe 
von acht Monaten rechtskräftig verurteilt wor- 
den; die noch nicht verbüßte Reststrafe wurde 
zur Bewährung ausgesetzt. 


5. Ein Beamter des gehobenen Dienstes ist im 
Februar 1958 wegen fahrlässiger Körperverlet- 
zung in Tateinheit mit fahrlässiger Straßenver- 
kehrsgefährdung durch Trunkenheit am Steuer 
zu einer Geldstrafe von 750 DM verurteilt wor- 
den. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da 
die Staatsanwaltschaft Revision eingelegt hat. 
Disziplinarmaßnahmen gegen den Beamten, der 
dem Bundesverteidigungsministerium ange- 
hört, hängen von der rechtskräftigen Entschei- 
dung ab. 

6. Ein Offizier des Bundesverteidigungsministe- 
riums, der wegen Widerstands gegen die Staats- 
gewalt, Trunkenheit am Steuer und Verweige- 
rung der Namensangabe angeklagt war, ist 
wegen Volltrunkenheit zu zwei Wochen Haft 
unter Bewilligung einer Bewährungsfrist von 
drei Jahren verurteilt worden. Die Strafkammer 
hat die von der Staatsanwaltschaft eingelegte 
Revision im Mai 1958 mit der Maßgabe verwor- 
fen, daß die Fahrerlaubnis entzogen und der 
Führerschein unter gleichzeitiger Verhängung 
einer Sperrfrist von sechs Monaten für die Neu- 
erteilung eingezogen wird. Die Staatsanwalt- 
schaft hat gegen dieses Urteil Revision einge- 
legt, Disziplinarmaßnahmen hängen von der 
rechtskräftigen Entscheidung ab. 

7. Gegen einen Angestellten des Bundesverteidi- 
gungsministeriums ist im Juni 1958 durch rechts- 
kräftigen Strafbefehl eine Geldstrafe von 150 
DM wegen Volltrunkenheit verhängt worden. 
Von arbeitsrechtlichen Maßnahmen hat der zu- 
ständige Bundesminister abgesehen. 

8. Ein schon vor der Hauptverhandlung entlasse- 
ner Angestellter des Bundesverteidigungsmini- 
steriums ist im August 1958 rechtskräftig wegen 
vorsätzlicher Körperverletzung zu zwei Mona- 
ten Gefängnis verurteilt worden. 

9. Gegen Verwaltungsangehörige des Amtes für 
Wehrtechnik und Beschaffung des Bundesver- 
teidigungsministeriums in Koblenz, das etwa 
1400 Beamte und Angestellte beschäftigt, hat in 
folgenden 15 Fällen eine Hauptverhandlung 
stattgefunden: 

a) Ein Beamter des gehobenen Dienstes ist im 
November 1957 wegen einfacher und schwe- 
rer passiver Bestechung zu einem Jahr und 
sechs Monaten Zuchthaus verurteilt worden. 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da der 
Beamte Revision eingelegt hat. Das förm- 
liche Disziplinarverfahren ist im Juni 1957 
unter gleichzeitiger Kürzung der Dienstbe- 
züge um 50 v. H. eingeleitet worden. 

b) Ein Beamter des gehobenen Dienstes ist im 
Dezember 1957 wegen einfacher und schwe- 
rer passiver Bestechung zu zehn Monaten 
Gefängnis verurteilt worden. Das Urteil ist 
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noch nicht rechtskräftig, da der Beamte Revi- 
sion eingelegt hat. Das förmliche Disziplinar- 
verfahren ist im Juni 1957 unter gleichzei- 
tiger Kürzung der Dienstbezüge um 50 v. H. 
eingeleitet worden. 

c) Ein Beamter des gehobenen Dienstes, der 
wegen einfacher passiver Bestechung ange- 
klagt war, ist im Dezember 1957 rechtskräf- 
tig freigesprochen worden. Ein Disziplinar- 
verfahren ist eingeleitet. 

d) Ein Angestellter, der vorher entlassen wor- 
den war, ist im Dezember 1957 von der An- 
klage der einfachen passiven Bestechung 
rechtskräftig freigesprochen worden. 

e) Eine Angestellte, die bereits vorher entlas- 
sen worden war, ist im Januar 1958 wegen 
Vergehens nach der Verordnung über Be- 
stechung und Geheimnisverrat nichtbeamte- 
ter Personen rechtskräftig zu sechs Monaten 
Gefängnis verurteilt worden. 

f) Eine Angestellte, die ihr Arbeitsverhältnis 
bereits vorher selbst gekündigt hatte, ist im 
Januar 1958 wegen Vergehens nach der Ver- 
ordnung über Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen rechtskräftig 
zu einem Monat Gefängnis verurteilt wor- 
den, und zwar unter Strafaussetzung zur Be- 
währung. 

g) Ein Angestellter, der bereits vorher entlas- 
sen worden war, ist im Januar 1958 wegen 
einfacher und schwerer passiver Bestechung 
zu fünf Monaten Gefängnis verurteilt wor- 
den. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, 
da der Angeklagte Revision eingelegt hat. 

h) Ein Angestellter, der bereits vorher entlas- 
sen worden war, ist im Februar 1958 — unter 
Freispruch von der Anklage schwerer pas- 
siver Bestechung — wegen Vergehens nach 
der Verordnung über Bestechung und Ge- 
heimnisverrat nichtbeamteter Personen 
rechtskräftig zu drei Monaten Gefängnis ver- 
urteilt worden, und zwar unter Strafaus- 
setzung zur Bewährung. 

i) Ein Offizier, der wegen einfacher passiver 
Bestechung angeklagt war, ist im Februar 
1958 rechtskräftig freigesprochen worden. 

k) Derselbe Offizier ist im Mai 1958 wegen 
Hehlerei an Stelle einer an sich verwirkten 
Gefängnisstrafe von zehn Tagen zu einer 
Geldstrafe von 200 DM rechtskräftig verur- 
teilt worden. Die Einleitung eines Diszipli- 
narverfahrens ist veranlaßt worden. 

l) Ein Beamter des höheren Dienstes ist im 
März 1958 wegen schwerer passiver Beste- 
chung zu einem Jahr und sieben Monaten 
Zuchthaus verurteilt worden. Das Urteil ist 
noch nicht rechtskräftig, da der Angeklagte 


Revision eingelegt hat. Das förmliche Diszi- 
plinarverfahren ist im Dezember 1957 unter 
gleichzeitiger Kürzung der Dienstbezüge um 
50 v. H. eingeleitet worden. 

m) Ein Angestellter, der bereits vorher entlas- 
sen worden war, ist im April 1958 wegen 
schwerer passiver Bestechung und Geheim- 
nisbruchs — unter teilweiser Freisprechung 
— zu neun Monaten Gefängnis verurteilt, 
worden. Das Urteil ist noch nicht rechtskräf- 
tig, da der Angeklagte Revision eingelegt 
hat. 

n) Ein Beamter des gehobenen Dienstes ist im 
Mai 1958 — unter Freispruch von der An- 
klage der einfachen passiven Bestechung — 
wegen schwerer passiver Bestechung zu acht 
Monaten Gefängnis und zu einer Geldstrafe 
von 100 DM verurteilt worden. Das Urteil 
ist noch nicht rechtskräftig, da der Ange- 
klagte Revision eingelegt hat. Das förmliche 
Disziplinarverfahren ist im Juni 1957 unter 
gleichzeitiger Kürzung der Dienstbezüge um 
50 v. H. eingeleitet worden. 

o) Ein Beamter des gehobenen Dienstes ist im 
Juni 1958 wegen einfacher und schwerer 
passiver Bestechung sowie Geheimnisbruchs 
zu acht Monaten Gefängnis verurteilt wor- 
den. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, 
da der Angeklagte Revision eingelegt hat. 
Das förmliche Disziplinarverfahren ist im 
Juni 1957 unter gleichzeitiger Kürzung der 
Dienstbezüge um 50 v. H. eingeleitet worden. 

p) Ein Beamter des gehobenen Dienstes, der 
wegen schwerer passiver Bestechung und 
Urkundenfälschung angeklagt war, ist im 
September 1958 freigesprochen worden. Das 
Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da die 
Staatsanwaltschaft Revision eingelegt hat. 
Ein Disziplinarverfahren ist eingeleitet. 

10. Ein Beamter des höheren Dienstes, der wegen 
schwerer passiver Bestechung angeklagt wor- 
den war, ist im August 1958 freigesprochen wor- 
den. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da 
die Staatsanwaltschaft Revision eingelegt hat. 
Disziplinarmaßnahmen gegen den Beamten, der 
jetzt dem Bundesministerium für wirtschaft- 
lichen Besitz des Bundes angehört (früher dem 
Bundesfinanzministerium), hängen von der 
rechtskräftigen Entscheidung ab. 

11. Eine Anzahl von Verwaltungsangehörigen hat 
gegen die Strafvorschriften über das Verhalten 
im Straßenverkehr verstoßen. Von einer Auf- 
zählung der einzelnen Strafverfahren glaube 
ich wegen ihrer geringen Bedeutung absehen 
zu können. 

Schäffer 
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